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'Der 10„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 140 November 1968 durch

Senätspräsident Dro T e s m e r
‚— Vorsitzender —,

Bundesrichter' — Drc B r o c k e und

Bundesrichter ' Dro B u r d e n s k i ‚
Bundessozialrichter Drc M e y e r ' und

Bundessozialrichter M e c k e s

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Restitutionsbeklagten_werden
das Urteil des Landessozialgerichts Baden—Württem—
berg vom 25° Februar 1965 und das Urteil des
Sozialgerichts Heilbronn vom 40 April 1963 aufge—
hobeno ' —

Die Restitutionsklage des Restitutionsklägers vewon
das Urteil des Sozialgerichts Heilbronn vom
30 September 1959 wird als unzulässig verworfeno

Der Restitutionskläger hat dem Réstitutionsbeklag—

ten die außergerichtlichen Kosten.für alle drei
Instanzen zu erstatteno
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G r ü n d e :...-„_.— —-—— —-.——.—

Der Kläger des Vorprozesses und jetzige Restitutionsbeklag—

te — nachfolgend als "Kläger“ bezeichnet — wurde im Herbst

1946 aus dem Sudetenland in die Bundesrepublik umgesiedelta
51m November 1955 beantragte er Versorgung wegen “Gehirn—
epilepsie durch Kopfverletzung"; er gab dabei an, im Juli

1945 sei er auf dem Rückweg von der Arbeit von zwei
Tschechen vom Rad gerissen und schwer mißhandelt worden;

er sei mit dem Kopf auf die Straße aufgeschlagen und bewußt—

los liegengeblieben; dabei habe er schwere Verletzungen am
Kopf sowie eine Gehirnerschütterung erlitteno Der Kläger

fügte eine Bescheinigung Von Dro G;LII.VOm 120 November 1953

beio Danach stand er seit März 1948 ”in hiesiger Praxis" in

Behandlung wegen epileptischer Anfälle9 die sich in letzter
Zeit gehäuft hätteno Der Zeuge R32: erklärte in einer eides—'

stattlichen Versicherung, der Kläger sei im Juli 1945 von 4

zwei Tschechen vom Rad gerissen‚ getreten und geschlagen

werden9 so daß er bewußtlos auf der Straße liegengeblieben
.

sei„ Der Kläger habe klaffende Wunden an der Stirn sowie

im Gesicht und eine Gehirnerschütterung erlitten° In einem

Gutachten vom 100 November 1955 äußerten Profo Dro H::i,
' Oberarzt Dro B::: und Dr° W::x31131e Nervenklinik des V

Bürgerhospitals Stuttgart — nach Erstellung eines BEG's die

Ansicht, der Kläger habe bei dem Geschehen offenbar nur

eine Gehirnerschütterung erlitten; wahrscheinlich handele

es sich bei ihm um eine genuine Epilepsie; konstitutionell

gehöre der Kläger zum Status dysrhaphicus (embryonale Ent—

wicklungsstörung), der durch eine erhöhte Krampfbereitschaft

gekennzeichnet sei° Durch Bescheid des Versorgungsamtes

(VersorgA) Stuttgart vom 120 Dezember 1955 wurde lediglich‘

der Anspruch auf Heilbehandlung wegen "Narbe an der Stirn"
.

anerkennt; im übrigen wurde der Versorgungsantrag abgelehnt°

Der Widerspruch des Klägers war erfolglos (Bescheid des

LandesversorgungsamteS —LVersorgA— Baden—Württemberg vom
20 Juli 1956)° lm Klageverfahren wurde ein Gutachten von >
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' Pr of u Dr „ W;::::::::11121::::/ Dr 0 Bi::.:::::::1311111175511Uni Vers i ta t s—Nerve nk1i —
nik Tübingen) vom 80 November 1957 eingeholto Darin heißt

es9 retrospektiv werde man bei dem jetzigen neurologischen

und EEG—Befund annehmen müssen? daß das Unfallereignis

vom Juli 1945 nicht nur eine Gehirnsrschütterung‚ sondern

eine substantielle Hirnschädigung im Sinne einer Contusio

cerebri bedingt habe; es handele sich um ein posttrauma—

tisches Anfallsleiden9 die schädigungsbedingte Minderung

der Erwerbsfähigkeit (MdB) betrage ab 10 November 1955

40 %o ,

VAuf Anfrage des Sozialgerichts (SG) teilte die AOK Lud—

wigsburg mit Schreiben vom 50 März 1958 die Zeiten der
Arbeitsunfähigköit des Klägers — vorwiegend wegen

Epilepsie — von 1955 bis 1957 mit; behandelnder Arzt sei
immer Dro Gijj■;gcweseno Die Psychiatrische und Nerven—

klinik Nürnberg (stationäre Behandlung vom 159 bis

150 August 1955) erstattete einen Befundbericht; darin

lautet die Diagnose; "Epilepsie unklarer Aetiologie‚

Kyphoskoliose”o Der Zeuge R;xx.erklärte vor dem SG? er

sei im Juli 1939 — nicht9 wie früher angegeben9 im Juli

1945 — von der Schwester des Klägers zu Hilfe gerufen

-worden und habe den Kläger blutüberströmt und bewußtlos

halb auf der Straße, halb im Graben liegend vorgefundeno

Nach diesem Vorfall habe er den Kläger nicht mehr gesehen9

sondern nur von Dro Lg:;:;:r57erfahren9 daß der Kläger eine

"schwere Gehirnerschütterung erlitten habeo Dro Gi:;i

teilte dem SG mit9 der Kläger stehe erst seit dem

15„ Juni 1951 in seiner Behandlung; nach seinen dama—

ligen Angaben sei er von Tschechen überfallen und vom
Rad heruntergeschlagen werden„ Die Zeugin Maria H::j■:‚

Schwester des Klägers, bekundete, bei einem Spaziergang

habe sie ihren Bruder blutüberströmt und besinnungslos

auf der Straße gefunden; nach dem Unfall habe er einige

Wochen im Bett gelegeno Der Arzt Dro Bit; ‘‘‘‘ — früher Nerven—
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klinik des Bürgerhospitals Stuttgart — meinte in einem

Ergänzungsgutachten vom 80 Dezember 1958? die Schilderung

der Mißhandlung durch die Tschechen enthalte Widersprücheo

' Nach dem EEG der Universitäts-Nervenklinik Tübingen sei
_

zwar die Wahrscheinlichkeit für eine symptomatische Epilepsie

größer geworden, damit sei aber die traumatische Genese

nicht geklärt; möglicherweise sei das Ereignis vom Juli

1945 bereits ein epileptischer Anfall gewesen° Der Kläger

sei eine erhebliche dysplastische Persönlichkeit; eine

erhöhte Krampfbereitschaft sei anzunehmen° Das SG holte

eine schriftliche Auskunft der Heimatortskartei für Sudeten-

- deutsche ein und zog schriftliche Erklärungen von den

Zeugen K:::‚ 32231: und L IZII'bGi; der Zeuge K1:I.wurde

durch einen ersuchten Richter vernommeno In einem Ergänzungs—

gutachten vom 69 April 1959 äußerten Profo Dro W::IIII: ud

Dr„ B;g::jüj;t, das Anfallsleiden sei als Schädigungefolgé

anzuerkennen, "vorausgesetzt, daß seine — des Klägers —
Angaben glaubwürdig sind"°

Durch Urteil des SG Heilbronn vom 50 September 1959 wurde

der Beklagte unter Aufhebung der Bescheide vom 120 Dezember

1955 und 2D Juli 1956 verurteilt, dem Kläger wegen Anfalls—

leiden ab 16 November 1953 Rente nach einem Erwerbsminde—

rungsgrad von 40 % zu gewähren„ Das SG sah den Überfall

durch die Tschechen im Juli 1946 als erwiesen an und folgte

in medizinischer Hinsicht dem Gutachten der Universitäts—

'Nervenklinik Tübingen° Der Beklagte legte gegen das Urteil

des SG kein Rechtsmittel ein:) Der Ausführungsbescheid des

VersorgA Stuttgart II erging am 60 November 1959()

Mit Schreiben vom 110 Dezember 1959 bat die AOK Ludwigs—

burg das VersorgA Stuttgart II (dort eingegangen am 150 De?

zember 1959) um Bestätigung des Ersatzanspruchs gemäß @ 19
des Bundesversorgungsgesetzes (BVG)° Diesem Schreiben hatte

sie ihre Krankenakte beigefügto Darin befand sich unter
_

anderem ein vertrauensärztliches Gutachten der Landesversichéé

_5_.
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rungsanstalt (LVA) Württemberg vom 40 Juli 1956 mit fol—

.? gendem — auszugsweisem — Wortlaut;

"Pgto hat epileptische Anfälleo ooo Nach einem

Gutachten von Dro HIX:1 hat er aber schon während'
der Schulzeit "Ohnmachtsanfälle" gehabto Ferner

hatte er 1946‚ wie aus den Archivakten hervor—
geht9 einen Fahrradsturz und eine Platzwunde

an der linken Stirnseite■o

In dem erwähnten Gutachten (Arztbrief) vom 60 März 1951,
das gleichfalls der Krankenakte beilag9 hatte der Ner—

venarzt Dro H■■■■_an den behandelnden Arzt Dro Kl■li■w

"3131 geschrieben:

”Der Patient gibt an9 während der Schulzeit häufig

"OhnmachtSanfälle" gehabt zu habeno Bei genauer

Exploration stellt sich heraus, daß es sich um

Absenzen gehandelt hatt Den ersten epileptischcn

Krampfanfall hat er mit 22 Jahren im Jahr 1947 ge—

habt„ „00° 1946 Sturz vom Fahrrad? dabei Platz—

wunde an der linken Stirnseite9 keine Bewußtlosig—

keito Die Platzwunde ist ziemlich rasch geheilto

Nach der Vorgeschichte ist anzunehmen, daß es sich
bei Be um eine genuine Epilepsie handelto Die Kopf—

verletzung vom Juli 1946 war nicht schwer genug9

um eine traumatische Epilepsie daraus herleiten

zu können° ooo"o

Auf Anforderung übersandte die AOK Ludwigsburg außerdem

ihre Archivakteno Darin lautet ein vertrauensärztliches

Gutachten von Dro F„„„„ vom 280 Februar 1951:

"Pate ist 1946 vom Fahrrad gestürzt und hat

sich an der linken Stirnseite verletzto „00
War wegen Körperschwäche niemals Soldat„

Patient gibt an, daß er in der Jugendzeit

Ohnmachts—, aber keine Krampfanfälle gehabt
hato ;Oo Epileptische Anfälle, Ursache noch

nicht aufgeklärto coc"c
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Dro K3;: —————————::If5Chfiéb in einem Ar2tbrief vom 80 März
1951

an Dr‚ 522113

"Zur gef1„ Kenntnisnahme lege ich Originalschreiben

von Dr„ H:ßt:z« vom 6° März 1951 — bein Es bleibt

alSo bei der von mir gestellten Diagnose genuine .
Epilepsie° °„„"° " ' '

Am 70 Närz 196D stellte der Kläger einen Verschlimmerungs—

antrag und bat um eine 100 %ige Renteo Das VersorgA veran—

laßte eine Begutachtung durch Dr() F;t:z::r(Neurologischeg

und Hirnverletzten—Versorgungskrankenhaus Tübingen)o In dem

Gutachten, das nach einer stationären Beobachtung vom

150 August bis 290 August 1960 erstattet ist9 führte

Dr° F 3333; ausg die Ursache des Traumas (durch Mißhand—

lungen von Tschechen) stehe nicht fest; für eine Hirnver—

letzung finde sich kein Anhalt; das Anfallsleiden habe schon

vorher bestanden; die Prognose von Absencen im Kindesalter

sei im allgemeinen ungünstig, eine Ablösung der Absencen

durch spätere generalisierte Anfälle werde häufig beobachtet;

eine Verschlimmerung des schon seit der Kindheit bestehen—

den Krampfleidens durch die mit Wahrscheinlichkeit im ‘

Jahre 1946 erlittene Hirnerschütterung sei abzulehneno Die

Akte wurde darauf dem LVersorgA Baden—Württemberg vorgelegt

und ging dort am 14a Oktober 1960 eine Mit Schriftsatz

vom 70 November 1960, eingegangen beim SG Heilbronn am
99 November 1960, beantragte der Beklagte — nunmehr

Restitutionskläger — die Wiederaufnahme des Verfahrens

gemäß @ 179 Abs„ 1 des Sozialgerichtsgesetées (SGS) iVm

@ 580 Nr„ 7 b der Zivilprozeßordnung (ZPO) mit der Begrün—

dung, der Kläger —
nunmehr Restitutionsbeklagter — habe

das für ihn günstige Urteil vom 30 September 1959 durch un—ü

zutreffende Angaben erschlichen; die Anerkennung des An— "

fallsleidens sei zu Unrecht erfolgt„ Der Kläger meinte

demgegenüber, als Wiederaufnahmegrund schieden die vom Arzt

festgehaltenen Darstellungen seines Patienten zwangsläufig
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aus; außerdem hätte der Beklagte die jetzt vorgelegten

Gutachten schon im Hauptprozeß vorlegen können und

müsseni In einer gutachtlichen Stellungnahme vom 29„ De—

zember 1961 erklärten die Ärzte Dra MIIIZ'und Dro Bi■ltf

;::.1111;111::131;';‘Jniversitäts—Nervenklinik Tübingen)? der Klaiger
habe bei der eingehenden Exploration während der Begut—

achtung vom November 1957 in der dortigen Klinik aus—
drücklich verneint, früher ohnmachtsartige Zustände‚

Bewußtseinstrübungen oder Bewußtlosigkeitszustände ge—
habt zu habeno Nach den jetzigen Unterlagen könne eine

Glaubwürdigkeit des Klägers, die zur Voraussetzung für

die Anerkennung des Anfallsleidens gemacht werden sei?

nicht mehr angenommen werdeno Diagnostisch handele es

sich zweifellos um ein Anfallsleiden unbekannter Ätiolo—
gié; die Wahrscheinlichkeit für die Annahme eines schädi—

gungsbedingten Leidens sei nicht gegeben() Das SG hat

Dro H::z: uneidlich und die Mutter sowie den Vater und

die Schwester des Klägers eidlich als Zeugen vernommeno

Durch Urteil des SG Heilbronn vom 40 April 1965 wurde

—unter Aufhebung des Urteils des SG Heilbronn vom
_Ba September 1959

— die Klage gegen den Bescheid vom

120 Dezember 1955 idF des Widerspruchsbescheides vom

20 Juli 1956 abgewiesena

Das Landessozialgericht (LSG) BadenéWUrttemberg_hat die

Berufung des Klägers durch Urteil vom 250 Februar 1965

zurückgewiesen; die Revision wurde zugelasseno In den

Gründen ist ausgeführt, die Voraussetzungen zur
Wieder;

aufnahme des Verfahrens lägen nach % 179 SGG iVm @ 580

Nr; 7 b ZPO voro Für die Entscheidung könne offenbleiben9

ob dem LVersorgA bereits im Februar 1960 eine beglaubigte

Abschrift des Arztbriefes des Nervenarztes Dr„ HIIII

vom 6„ März 1951 vorgelegen habe„ Jedenfalls stelle

erst die vom Vertrauensarzt signierte Durchschrift des
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vertrauensärztlichen Gutachtens vom 40 Juli 1956 eine Ur—

kunde im Sinne dieser Bestimmung daro Als Urkunde sei

hier nicht die ärztliche Beurteilung des Vertrauensarztes

oder die von ihm wiedergegebene Auffassung des Dr} H 211 '''''

anzusehen? sondern die schriftliche Aufzeichnung der vom
Kläger bei der Untersuchung durch Dr„ Hi■■■fqngegebenen

Krankheitsvorgeschichte° Diese Urkunde würde mit Sicher-

heit im Vorprozeß eine für den Beklagten günstigere Ent—

scheidung herbeigeführt haben‚ wie sich aus dem zweiten

Gutachten der Universitäts—Nervenklinik Tübingen ergebe°

Der Beklagte sei erst durch das Auffinden des vertrauens—

ärztlichen Gutachtens vom 40 Juli 1956 bzwo des Berichtes

des Dr„ H;tr; in der Akte der AOK Ludwigsburg in den Stand-
gesetzt worden‚ diese Urkunde zu benutzen„ Ob das SG seine

Amtsermittlungspflicht verletzt habe() könne dahinstehen9

da die Vorschrift des @ 580 ZPO auf die Kenntnis der
Prozeßpartei abstelleo Die Voraussetzungen des 5 582 ZPO

seien gegeben9 obwohl der Beklagte gegen das frühere

Urteil vom 50 September 1959 kein Rechtsmittel eingelegt

habe; der Beklagte hätte damals auch in einem etwaigen

Berufungsverfahren die jetzt wesentliche Urkunde mangels

Kenntnis nicht benutzen können° Die Restitutionsklage sei

rechtzeitig erhoben; die Monatsfrist des @586 ZPOhabe
erst mit der Kenntnis des LVersorgA zu laufen begonnene

Das SG habe zutreffend die Restitutionsklage als begründet

angesehen° Die Anerkennung der Epilepsie als Schädigunge—

folge habe auf der unzutreffenden Annahme beruht9 daß

der Kläger bis zu dem Vorfall vom Juli 1946 keine Symptome

eines Ahfallsleidens gezeigt habe„ Das Gegenteil ergebe

sich jedoch aus den im Jahre 1951 bei Dr„ H 1:3:(also

unbeeinflußt vom Rentenverfahren) gemachten Angaben des

Klägers zur Vorgeschichteo

Gegen dieses, ihm am 30 Mai 1965 zugestellte Urteil hat der

Kläger mit Schriftsatz vom 250 Mai 1965‚ beim Bundessozial—

gericht (BSG) eingegangen am 260 Mai 1965‚ Revision eingelegt
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_ 9 -

und diese innerhalb der Revisionsbegründungsfrist recht—

"zeitig begründeto

Der Kläger beantragt nach seinen Schriftsätzen vom.

250 Mai 1965 und 22„ Juni 1965?

1) unter Abänderung des angefochtenen Urteils den

_
Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens kosten—

_
pflichtig zurückzuweiseny

2) hilfsweise,

.das angefochtene Urteil aufzuheben und die Rechte—

-sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das LSG Baden—Württemberg zurückzuverweiseno

Der Kläger rügt die Verlet2ung prozeßreohtlicher Vor—

schriften, insbesondere der @@580 Nro ? b‚ 582 ZPO und
trägt hierzu vor, das vertrauensärztliehe Gutachten

der LVA Württemberg vom 40 Juli 1956 stelle entgegen

der Auffassung des LSG weder eine Urkunde im Sinne des

@ 580 Nro 7 b ZPO dar noch sei dieses Gutachten für den

Beklagten unzugänglich gewesene Ein ärztliches Gutachten

beurkunde keine Tatsacheno Eine Aufspaltung des Gutachtens

in einen Teil9 der die ärztliche Beurteilung beinhalte,

und einen Teil9 der die Krankheitsvorgeschiohte betreffep

wobei nur der letzte Teil als Urkunde angesehen werde‚

sei rechtlich unzulässige Auch eine Krankheitsvorge-
schichte besitze keine Urkundenqualitäto Die Notizen

eines Arztes zur Krankheitsvorgeschiohte seien keine

Tatsachen9 sondern wiedergegebene Angaben des Patienten9

die der Nachprüfung bedürften, ob sie nicht auf einem
Irrtum des Arztes oder des Patienten beruhteno Auf dem

Umweg über das Verlegen einer Urkunde dürfe nicht nach—

träglich die Vernehmung weiterer Zeugen oder Sachverstän—

diger erreicht werden° Durch die vom SG durchgeführte

Vernehmung des Dr„ H;I:;fals Zeuge sei offenbar gewor—
den, daß nicht ein Urkundenbeweis9 sondern ein Zeugen—

..’]O..
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beweis vorgelegen habeo_Die angebliche Urkunde sei auch

nicht nachträglich aufgefunden werdeno Dem Beklagten sei

bekannt gewesen, daß bei der AOKAkten über den Kläger
existierten; a11enfalls habe er davon aus grober Nachlässig—

keit nichts gewußt; das müsse zu seinen Lasten gehen„ Selbst

wenn das SG seine Amtsermittlungspflicht verletzt haben

4
sollte, so

wäre es Pflicht des Beklagten gewesen? auf wei—

tere Akten bei der AOK hinzuweisen„ Der Beklagte sei über—

dies in der Lage gewesen, gegen das frühere Urteil vom

30 September 1959 Berufung einzulegeno Ein etwaiger Fehler

des Beklagten könne nicht durch eine Restitutionsklage

wieder ausgemerzt werdeno Im übrigen sei die frühere Beur—

teilung richtige Nach den übereinstimmenden Zeugenaussagen

sei von einer Epilepsie des Klägers nichts bekannt gewesen;

der Kläger habe nicht "häufig Ohnmachten" in seiner Kind-

heit gehabt, sondern sei nur etwa zwei Mal ohnmächtig gewore

deno Die Notiz von Dro HIIII müsse auf einem Irrtum beruheno

Der Beklagte beantragt,»

die Revision des Klägers gegen das Urteil des

LSG Baden—Württemberg vom 250 Februar 1965

als unbegründet zurückzuweiseno

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffendo Nach der in

Rechtslehre und Rechtsprechung überwiegend vertretenen

Auffassung sei ärztlichen Urkunden nur insoweit die Eigen—

schaft von Urkunden in dem hier beachtlichen Sinne abge—

sprochen worden, als darin ärztliche Beurteilungen enthal—

ten seieno Dagegen handele es sich bei der Niederschrift
der Anamnese um eine Festhaltung von Tatsachen und damit

um eine Urkunde im Sinne des 5 570 Nro 7 b ZPOD Die Ver—

nehmung des Zeugen Dro Ht:::'habe nur auf die Feststellung
" abgezielt, mit welchem Grad von Verläßlichkeit die in sei—.

ner Niederschrift wiedergegebenen Tatsachen festgehalten

worden seieno Gerade der Umstand, daß der Kläger überhaupt
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einmal solche Angaben gemacht habe, sei eine für den ‚„

Ausgang des ursprünglichen Verfahrens wesentliche Tat—

sacheo Dem Beklagten sei nicht bekannt gewesen, daß bei

der AOK Ludwigsburg noch weitere Unterlagen vorhanden

waren9 zumal die AOK auf Anforderung des SG nur die Be—

handlungen ab 1955 angegeben und der Kläger selbst eine

frühere Behandlung bei Dro H::■i.oder einem anderen
NGrvenfacharzt nie erwähnthabe° Eine Berufung gegen
das Ersturteil ohne Kenntnis der jetzt entscheidenden

Unterlagen habe wenig Aussicht auf Erfolg geboten° Sach—

lich sei der Anspruch des Klägers auf Anerkennung seiner
'Epilepsie als Versorgungsleiden völlig unbegründeta

Die nach @ 162 Abs() 1 Nro 1
SGG statthafte Revision des

Klägers ist form— und fristgerecht eingelegt sowie be—

gründet worden (@@164‚ 166 SGG)„ Sie ist daher zulässig;

der Kläger mußte mit seinem Rechtsmittel auch in der Sache

Erfolg habeno

Die Parteien streiten darüber, ob die Restitutionsklage

.des Beklagten —Restitvtionsklägers _? die auf @@179 see?
580 Nro 7 b ZPO gestützt ist‚ insgesamt zulässig (@@ 586

iVm 589, 582 zro), statthaft (5% 580, 589 zpo) und begrün—
det (@ 590 ZPO) istc Die Restitutionsklage ist rechtzeitig

erhobeno Der Beklagte hat die Notfrist von einem Monat

des 5 586 Abso 1 ZPO zur Erhebung der Restitutionsklage

gewahrto Nach dieser Vorschrift beginnt die Frist mit

dem Tage zu laufen9 an dem die Partei von dem Anfechtungs—

grund Kenntnis erhalten hat (@ 586 Abso 2 ZPO)O Das LSG

hat keine Feststellung darüber getroffen, wann das

VersorgA Stuttgart II von den ärztlichen Unterlagen mit

den darin niedergelegten Angaben des Klägers über angeb—

liche Vorerkrankungen erfahren hat„ Dieser Feststellung

bedurfte es auch nieht, da es für die Fristwahrung nicht

auf die Kenntnis des VersorgA, sondern auf die Kenntnis

des LVersorgA ankommt° Der erkennende Senat schließt sich

_ 12 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 12 _

in dieser Frage den Entscheidungen des Reichsversorgungsge—

richts (RVG) — Bd„ 6‚ 81 — und des 8a Senats des BSG (vom

190 Dezember 1967 in BSG 27, 259) ano Nach der ausdrücklichen

gesetzlichen Vorschrift des @ 71 Abso 5 SGG wird in Ange—
legenheiten der Kriegsopferversorgung (KOV) das Land durch

das LVersorgA vertretene Das LVersorgA ist hiernach für das
gesamte durch das SGG geregelte Prozeßverfahren ausschließ—

lich zuständig° Auch zur Beseitigung des rechtskräftigen

Urteils des SG Heilbronn vom 3„ September 1959 durch Er—

hebung einer Restitutionsklage, die auch eine Prozeßhandlung

nach dem SGG darstellt, ist die ausschließliche Zuständig—

keit des LVersorgA als der sachbearbeitenden Stelle gegeben?

auf dessen Kenntnis vom Anfechtungsgrund es demnach für die

Berechnung der Monatsfrist ankommto Nach den nicht ange—
griffenen Feststellungen des LSG sind die Versorgungsakten-

am 140 Oktober 1960 dem ärztlichen Dienst des LVersorgA

vorgelegt wordeno Die Klage ist also am 9„ November 1960
‚ }

rechtzeitig erhoben worden° Zu diesem Zeitpunkt war auch die

5—Jahresfrist des @ 586 Abs„ 2 Satz 2 ZPO zur Erhebung der
Restitutionsklage gegen das Urteil des SG Heilbronn vom
30 September 1959 noch nicht abgelaufen„

Die Restitutionsklage ist auch nicht etwa deshalb unzulässig9

weil der Beklagte es schuldhaft versäumt hätte9 in dem

früheren Verfahren Berufung einzulegen (@ 582 ZPO)„ Zwar

lagen in dem Vorprozeß widersprechende ärztliche Gutachten

.vor; bei dieser Sachlage wäre auch eine andere Entscheidung

im Rechtsmittelverfahren möglich gewesen„ Für die Zulässig—

keit der Restitutionsklage kommt es aber nicht darauf an?

daß der Restitutionskläger im Vorprozeß alle Rechtsmittel
ausgeschöpft hato @ 582 ZPO stellt es allein darauf ab‚ daß

die Partei ohne ihr Verschulden außerstande war9 den '

Restitutionsgrund durch ein Rechtsmittel geltend zu macheno

Im vorliegenden Falle hat die Versorgungsverwaltung von

dem Restitutionsgrund erst nach Ablauf der Berufungsfrist
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Kenntnis erlangt° Das Urteil des SG Heilbronn war dem Be—

klagten am 11„ September 1959 zugestellt worden; das

Schreiben der AOK Ludwigsburg ging aber erst am 15° De—

zember 1959 bei dem VersorgA ein°

“Die Restitutiohsklage ist aber nicht statthaftt Das LSG
'hat als Urkunde im Sinne des 5 580 Nro 7 b ZPO die vom\
Vertrauensarzt signierte Durchschrift des vertrauens—

ärztlichen Gutachtensvom40 Juli 1956(Blo_43 der Ver—
sorgungsakten) angesehen‚ wobei es erläuternd hinzuge—

fügt hat, Urkunde sei hier nicht die ärztliche Beurteilung.
des Vertrauensarztes Dr„ Fr:::‚oder die von ihm wiederge—

gebene Auffassung des Dr° H:1::„ sondern "die schriftliche

Aufzeichnung der vom Kläger bei der früheren Untersuchung

durch Dro H::I: angegebenen Krankheitsvorgeschichte"o

Diese Auffassung hält jedoch einer Nachprüfung nicht

stand, da das LSG den Begriff der Urkunde im Sinne die—

ser Vorschrift verkannt hate Dem LSG ist — entgegen der"

Ansicht des Klägers — darin zuzustimmen‚ daß es sich

bei dem vertrauensärztlichen Gutachten vom 40 Juli 1956

um eine Urkunde im Rechtssinne handelte Nach der nahezu

eihhellig vertretenen Auffassung ist_eine Urkunde im
Sinne der @@415 ff ZPO die Verkörperung einer Gedanken-
äußerung in vereinbarten Schriftzeichen (sogo "schrift—

liche Urkunde", vgl„ SteineJonas, ZPO‚ 18° A.qu9 Vorbemo

zu 5 415 ZPO; Wieczorek, ZPO, @ 415 Anmo A; Zoller, ZPO?
100 Auflo9 Übersicht vor @@415 ff, Anmo II; Rosenberg9
Lehrbuch des Deutschen Zivilprozeßrechts‚ 8° 'Auflo9

5 118 Anmo I 1)„ Dabei ist es unerheblich, ob die Ur—'

kunde bereits bei ihrer Errichtung zum Beweis der darin

enthaltenen Gedankenäußerung bestimmt war (Absichtsur—

kunde)9 oder ob sie bei ihrer Errichtung nur dem Zweck

der Mitteilung, z„B„ als Brief — Arztbrief —‚ diente (Zu—

fallsurkunde; vglo Stein—Jonas aaO Anmo 1; Wieczorek aaO

Anm„ A III a 3)0 Für das Prozeßrecht ist demnach im all—

gemeinen eine Urkunde jedes Schriftstück, mit dem9 doho
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durch dessen Inhalt etwas bewiesen werden soll9 gleichviel‚

ob es für diesen Zweck brauchbar ist oder nicht„ In formeller

Hinsicht beweist eine Urkunde9 daß der Aussteller die in '"

der Urkunde enthaltene Erklärung abgegeben hat; für diese

Beweiskraft hat das Gesetz eine Reihe bindender Beweisregeln

festgelegt (Vglo @416 zro)c Dagegen bezieht sich die
materielle Beweiskraft auf die Bedeutung der Erklärung des
Ausstellers für das Beweisthema (vglo Rosenberg aaO‚ % 118

Anm° III 3)„ Sehr verschieden von der in der Urkunde enthal—

tenen Erklärung des Ausstellers muß aber eine in der Urkunde

wiedergegebene Erklärung eines anderen bewertet werden;

ihre formelle und materielle Beweiskraft ist stets ohne

gesetzliche Bindung frei zu würdigen (vglo Stein—Jonas aaO

Vorbem„ III 5 zu @ 415 ZPO)O Wenn also unter den allgemeinen

Urkundenbegriff auch ärztliche Gutachten‚ Krankengeschichten‚

Atteste und Arztbriefe fallen (vglo Rosenberg‚ @ 118 Anmo

II 2 b; Wieczorek, @ 415 Anmo A II c; Stein—Jonas? Vorbemo

III 2 zu 5 415, 5 286 Anmo III 4; EG in HRB 1930 Nr„ 1864;

BSG 27, 259), so muß auch hier zwischen der Erklärung des

Ausstellers, doho des Arztes, und den in der Urkunde wieder—

gegebenen Erklärungen eines anderen, des Patienten9 unter—

schieden werden; den Erklärungen des Patienten kommt die

in @@415 bis 418 ZPO niedergelegte Beweiskraft nicht zu;
sie unterliegen der freien richterlichen Beweiswürdigung

(vgla PG aaO)o Auf eine derartige, in der Urkunde wiederge—

gebene Patientenerklärung stützt aber der Beklagte seine

Restitutionsklage°

‚Grundsätzlich kann auch von einer solchen Patientenerklärung

als Beweismittel Gebrauch gemacht werdenc Nach den Prozeß—

gesetzen (ZPO, SGG) haben die Parteien im allgemeinen unter

den vorhandenen Beweismitteln die freie Vahl; sie können

Protokolle über frühere Aussagen von Zeugen als Urkunden

benutzen und ebenso ärztliche Privaturkunden9 die das Zeugnis

oder Gutachten eines medizinischen Sachverständigen ersetzen

solleno Dieser Grundsatz von der freien Wahl des Beweismittels

_ 15 _
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gilt jedoch nicht uneingeschränkt; eine Ausnahme tritt

z„B„ dann ein, wenn das Gesetz ausdrücklich eine Beschrän—

kung der Beweismittel vorgeschrieben hat, wie im Urkunden—

prozeß (@@592, 595 ZPO)° Andererseits können trotz ihrer
formellen Beweiskraft Urkunden im Prozeß unverwertbar

sein, wenn sie lediglich zum Ersatz für einen Zeugen—

oder Sachverständigenbeweis eingereicht werden sind (vgl,

Stein—Jonas, @ 286 Anna III 4;-Wieczorek, @ 415 Anm„ A II
a), Im Zweifel wird der unmittelbar durch Vernehmung eines

Zeugen geführte Beweis dem bloß mittelbaren Beweis durch

Vorlage einer Urkunde mit der schriftlich niedergelegten

Aussage oder Erklärung eines Zeugen vorzuziehen sein

(vglo RG 4, 378; 46, 412; so auch @ 294 und insbesondere

%377 Abs, 5 und 4 ZPO), sofern das Gericht nicht die ‘
schriftliche Erklärung des Zeugen für ausreichend er—

achtet°

Dieses — teilweise — Zurücktreten des Urkundenbeweises

_hinter den Zeugenbeweis ist das entscheidende Kriterium —‘

für die Beurteilung des hier vorliegenden Falles, Es

können nämlich nicht alle Urkunden im Sinne der @@475

ff ZPO als Urkunden für eine Restitutionsklage nach @

580 Nr, 7 b ZPO verwertet werden° Das geht aus den Grund—

sätzen des Wiederaufnahmeverfahrens hervor° Schon der

Vorprozeß hat dem obersten Zweck jedes Prozeßverfahrens

gedient, nämlich der materiellen Gerechtigkeit zum Siege

zu verhelfen und den Rechtsfrieden schnell und endgültig

wiederherzustellen (vgl, BGH 38, 333)o Das Interesse der

Allgemeinheit, Rechtsstreitigkeiten durch gerichtliche

Entscheidung endgültig zum Abschluß zu bringen, ist so

groß, daß es im Interesse des Rechtsfriedens hingenommen

werden muß, daß - rechtskräftige — Urteile bestehen blei—

ben, die der wirklichen Rechtslage nicht entsprechen,

sei es, weil der Rechtsstreit durch Gerichte fehlsam

behandelt worden ist, sei es, weil die Parteien den Sach—

verhalt nicht vollständig dargelegt oder bewiesen haben,

..16_

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


—16-

Wenn trotzdem ausnahmsweise Urteile mit der Restitutions—

klage beseitigt werden können‚ so kann der Restitutionsgrund

nur subsidiär sein, done er kann die Restitutionsklage nur 5“

dann rechtfertigen, wenn er nicht bereits im Vorprozeß '

bei Anwendung der gebotenen Sorgfalt der Partei oder ihres

Vertreters mit begründeter Aussicht auf Erfolg geltend ge—‚
macht werden konnte (vglg DB 19449 498; Rosenberg, @ 155

Anmo II 1 und die dort zitierte Reohtsprechung; Gaul: Die

Grundlagen des Wiederaufnahmereohts, 1956, Bielefeld‚ So 25)o

Das Gesetz läßt aber nicht alle Beweismittel als Restitu—

tionegründe zu? die im Vorprozeß nicht geltend gemacht wer—
den konnten und zu einer anderen Entscheidung geführt hatten?

sondern beschränkt die Restitutionsgründe auf die in 5 580

ZPO aufgezählten und eng umgrenzten Ausnahmefälle; bei

diesen wäre es für das Gerechtigkeitsgefühl unerträglich?

wenn es keine Möglichkeit gäbe9 die ergangene Entscheidung

zu korrigieren und durch eine andere zu ersetzeno Dazu

gehören zunächst die in @ 580 Nro 1 bis 5 genannten Fälle?

in denen das Ergebnis des Prozesses durch eine in Bezug auf

den'Rechtsstreit begangene unerlaubte Handlung beeinflußt

worden ist, und die in_Ziffer 6 geregelte Aufhebung eines

Urteils durch ein anderes rechtskräftiges Urteilc Sodann

ist nach Ziffer 7 a und b ZPO die Wiederaufnahme zugelassen‚

wenn die Unrichtigkeit des Urteils durch das nachträglich

verfügbar gewordene Bewei8mittel augenfällig offenbar wird;

so erklärt sich die Einschränkung auf nachträglich aufge—

fundene rechtskräftige Urteile und — ihnen gleichgestellt —
"Urkunden"„ Dem Beklagten ist zwar zuzugeben, daß das Gesetz

von Urkunden schlechthin spricht„ Die Gleichstellung mit

Urteilen zeigt aber? daß die Urkunde allein wegen ihres

besonderen Beweiswertes‚ der ihr vom Gesetz (5% 415 ff ZPO)

eingeräumt ist? die Restitutionsklage statthaft machen soll„

Diese Sonderstellung, welche das Gesetz der Urkunde im Wie-

deraufnahmeverfahren einräumt, findet ihre innere Recht—

fertigung darin, daß die Urkunde grundsätzlich in ihrem
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Vinhaltlichen Bestande unbeeinflußbar und unwandelbar ist

und so die sicherste Form einer wahrheitsgetreuen Tat—
sachenvermittluhg bietet° Genießt aber die Urkunde nach

der Vorstellung des Gesetzgebers in 5 580 Nro 7 b ZPO

nur wegen ihrer “hervorragenden Beweiskraft“ diesen Vor—

zug, so bedeutet das im Hinblick auf die Urkundenbe—
weisregeln, daß sie nur dann als Restitutionsgrundlage

geeignet ist, wenn ihre formelle Beweiskraft das Beweis—

thema deckt (vglo Gaul aaO so 82)„ Diese Voraussetzung
ist jedoch nicht gegeben‚ wenn die Urkunde in dem Wieder—

aufnahmeverfahren iVm dem allein zu berücksichtigenden
Prozeßstoff keinen urkundlichen Beweiswert hat, sondern

nur dazu dienen soll, neue Beweismittel in den Rechts—

streit einzuführen und die Vernehmung von biSher noch

nicht benannten Zeugen oder Sachverständigen zu ermög—

lichen; denn diese anderen7 nachträglich vorgebrachten

Beweismittel rechtfertigen die RestitUtionsklage nach dem
Gesetz gerade nicht° Mithin sind Privaturkunden oder Zeu—

genprotokolle und Sachverständigengutachten dann keine
Urkunden im Sinne des % 580 Nro 7 b ZPO, wenn sie nicht

‘ für sich allein, sondern nur in Verbindung mit anderen?

im Vorprozeß nicht vorgebrachten Beweismitteln zu einer

für den Restitutionskläger günstigeren Entscheidung
führen können und einen Zeugen— oder Sachverständigen—

beueis ersetzen sollen (vgl° Rosenberg, @ 155 Anmg II 2

c; Gaul aaO So 82; RG 46, 412; 80, 242; 84, 145; 899 5;

RG in JW 19129 802; BAG 6‚ 247 = NJW 1958‚ 2133; BGH 59.

157; 349 77; BGH in Lindenmaier—Möhring, @ 580 Ziff„ 7

b ZPO Nr„ 16)° ‘ '

Danach aber kann im vorliegenden Fall der Ansicht des'
Beklagten, Urkunden im Sinne des @ 580 Nro 7 b ZPO seien

auch das vertrauensärztliche Gutachten und der Arztbrief

des Dr° H:;IE.mit den Angaben des Klägers über Ohnmachts—
anfällé“i■”der”SEH■läéitj'hibht“g€iölgt”%eideh"75gi?“i■ßl'

besondere RG 80, 242)„ Ein urkundlicher Beweiswert kommt
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den in Sachverständigengutachten oder Arztzeugnissen wieder—

gegebenen Angaben eines Patienten im Rechtsstreit regel—

mäßig schon deshalb nicht zu, weil jederzeit die Vernehmung

von Zeugen zu einem anderen Ergebnis über die vom Patienten

angegebenen Tatsachen führen und die Urkunde insoweit

ihren Beweiswert verlieren kann, Die Angaben des Sachver—
ständigen oder Arztes in der Urkunde würden sich dann als

ein fehlerhaftes Zeugnis darstellen, Fehlerhafte Zeugnisse

aber erkennt das Gesetz nur in den Grenzen des 5 580 Nr° 5

ZPO als Restitutionsgrund an; ein solcher liegt nur dann

vor, wenn der Zeuge oder Sachverständige sich einer straf-

baren Verletzung der Wahrheitspflicht schuldig gemacht hat

— und deswegen verurteilt worden ist (vgl„ auch 5 581
ZPO), Da.(7'

CJ egen bildet die nachträglich eingetretene Möglich—

.keit der Benennung neuer Zeugen oder Gutachter, auch wenn
/V

diese Möglichkeit sich erst aus einer später aufgefundenen

Urkunde ergibt, keinen Restitutionsgrund, So liegt der

Fall aber hier,

Das LSG hat die Restitutionsklage auf die vom Vertrauens—

arzt signierte Durchschrift des vertrauensärztlichen Gut—

achtens vom 4, Juli 1956 gestützt, In diesem Gutachten

wird lediglich mit einem Satz erwähnt; "Nach einem Gutachten

von Dr° H31:: hat er aber schon während der Schulzeit V

Ohnmachtsanfälle gehabt"° Hierbei erstreckt sich der be—

sondere Beweiswert der Urkunde — des versorgungsärztlichen

Gutachtens — allenfalls darauf, daß in einem anderen Gut— .

achten — von Dr, HiIIIJ- bestimmte Angaben zur Vorgeschichte

enthalten sind; dabei bleibt völlig offen, von wem diese

Angaben stammen und inwieweit diesen ein Beweiswert beige—

messen werden kann° Deshalb mußte auf das Gutachten (Arzt—

brief) von Dr, H::II:zurückgegriffen werden, weil dies das
eigentliche nähere Beweismittel ist, Zwar ist auch dieses

Gutachten, wie früher dargelegt, als Urkunde im weiteren

Sinne anzusehen; jedoch erschöpft sich der besondere Be—

weiswert dieser Urkunde in der darin enthaltenen Erklärung

_
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des
A4ftagstellers,

doho des Dro H■zzio Dagegen bezieht

sich nach den obigen Ausführungen der Beweiswert nicht

auf die in der Urkunde wiedergegebenen Äußerungen des

Klägers; diese unterliegen der freien Beweiswürdigung

(vglo Stein—Jonas‚ Vorbemp III 3 zu @ 415 ZPO)° Da der
Kläger die Richtigkeit der Wiedergabe seiner Angaben

durch Dr° H;::Iiund weiterhin überhaupt bestritten hat,

in der Schulzeit "häufig Ohnmachtsanfälle" gehabt zu

haben, sah das LSG sich genötigt‚ Dro H::I:ials Zeugen

zu vernehmen; es hatte richtig erkannt? daß die beige—

brachten Urkunden für sich allein nicht geeignet waren?

den Nachweis dafür zu erbringen, daß der Kläger in der

Schulzeit Ohnmachtsanfölle gehabt hat? und damit die

Restitutionsklage zum Erfolg zu führen„ Außerdem wurden

über das Auftreten und die Häufigkeit von Ohnmachtsan—
fällen in der Jugendzeit sowie über die nittelbaren

Folgen der Mißhandlungen vom Juli 1946 auch noch die
Uerwandten des Klägers vernommeno Dies zeigt deutlich9

daß die im Arztbrief enthaltenen Angaben über die Ohn—

machtsanfälle noch keinen urkundlichen Beweis über das

tatsächliche Auftreten von Ohnmachtsanfällen in der

Jugendzeit lieferten, sondern daß diese Angaben erst

'noch durch einen Zeugenbeweis ergänzt bzwo ersetzt

werden konnten und mußteno Im Grunde genommen handelt

es sich bei diesen Angaben im Arztbrief nur Um den-Hin—
weis auf einen vorhandenen sachverständigen Zeugen? der

schon im Vorprozeß als Zeuge zur Verfügung gestanden

hätte, dort aber nochnicht bekanntwar (Vglo BGHZ38,
333 und insbes° RGZ 80, 242)0 Das gleiche würde für den

Vertrauensarzt gelten, der das Gutachten vom 40 Juli 1956

erstattet hate Den genannten Urkunden kommt somit — soweit

darin das Auftreten von Ohnmachtsanfällen erwähnt ist —
kein eigentlicher BeweisWert im Sinne des Gesetzes zu,
weil sie nur den Anlaß zu weiteren Zeugenvernehmungen

und im Anschluß daran auch noch zur Einholung eines wei—

teren fachärztlichen Gutachtens gegeben haben (vgl„ 50 15 3
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der Urteilsabschrift des LSG)° Eine derartige Urkunde mit
‘solch beschränktem Beweiswert ihres für den Restitutions—

streit bedeutsamen Inhalts kann nicht einen Restitutions—

grund im Sinne des @ 580 Nr° 7 b ZPO bilden, denn sonst ’

würde damit der Restitutionsklage in einer Weise, die

weit über die sinngemäß vom Gesetz gezogenen Grenzen

hinausgehen würde, Raum gegeben werden„ Es geht nicht an,

die vom Gesetzgeber vorgeschriebene Beschränkung der b

Restitutionsklage durch Verlegen von Urkunden aller Art

bedeutungslos zu machen (vglo RG aaO; BGH 1, 221; Steine

Jonas, 5 580 Anmo IV 2)„ "

Das Reichsnericht (RG) hatte zwar in einer Entscheidung‘“'

(JW 1916, 135) Bedenken gegen die von anderen Senaten des

BG vertretene Ansicht (vgl° insbesondere RG in JW 1912,

802 und RG 809 242) geäußert9 daß Protokolle über die

Aussagen bzwo Erklärungen von Zeugen und Sachverständigen,

weil sie nur den Zeugen— und Sachverständigenbeweis zu '

ersetzen bestimmt seien‚ zur Begründung der Restitutions—

klage nicht hinreichteno Wenn sich das RG dabei für seine

Bedenken auf RG in JW 1897‚ 168 Nro 15 (zu dem inhaltlich

gleichlautenden @ 543 Nro 7 b ZPO aß) bezogen hat, so hat

es offenbar übersehen‚ daß auch in dieser älteren Entschei—

dung die Verwertung von Zeugenaussagen aus einem anderen }

Verfahren ausdrücklich für unzulässig erklärt war, wenn

der Zeuge noch in dem schwebenden Verfahren vernommen wer—
den konnteo Die — für die damalige Entscheidung nicht

tragende - Ansicht des BGin JW1916, 135 hat in der Folge—
zeit zu keinem grundlegenden Wandel der oben wiedergegebenen

Rechtsprechung des BG geführto Wieczorek hat die zitierte

Entscheidung mit Recht als bedenklich bezeichnet (vglo

Wieczorek9 @ 580 Anmo E I b 2)° Der erkennende Senat
schließt sich der überwiegend vom RG und — soweit bekannt _
auch einhellig vom BGH und von der Rechtslehre vertretenen

Auffassung an, daß Urkunden, insbesondere ärztliche Gut—
[

achten und Arztberichte, dann keinen Wiederaufnahmegrund
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im Sinne des @ 580 Nr° 7 b ZPO darstellen, wenn sie einen

Zeugen— oder Sachverständigenbeweis ersetzen sollen und

die Zeugen bzw, Sachverständigen für das schwebende Wie—

deraufnahmeverfahren zur Verfügung stehen, Das BSG hat

bereits in einer Entscheidung (SOZR SGG @ 179 Nr, 6 = BSG
18, 186 — dort zur Berücksichtigung von neuen Tatsachen

im Revisionsvcrfahren —) hervorgehoben, gerade der Fall,“
daß sich ein Beteiligter erst in der Revisionsinstanz

auf eine neu aufgefundene oder für ihn verfügbar geworé

dene Urkunde beruft, berge die Gefahr in sich, daß mit

dem neuen Vorbringen der Versuch einer mißbräuchlichen

Hemmung des Eintritts der Rechtskraft unternommen wer—

de; insbesondere sei denkbar, daß die Urkunde nur an—
stelle eines anderen, keinen Restitutionsgrund bilden—

den Beweismittels in den Prozeß eingeführt werde, um
einen Restitutionsgrund zu gewinnen (vgl, auch BGHZ 3,')

65, 69; 5, 240, 247), Nur wenn sich diese Bedenken nach

der "jeweiligen verfahrensrechtlichen Lage des anhängigen

Rechtsstreits" (so BGHZ 5, 248) ausräumen ließen, könne
auch die erst in der Revisionsinstanz für den Beteiligten

verfügbar gewordene Urkunde im Sinne des @ 580 Nr, 7 b

ZPO einen Restitutionsgrund darstelleno Zu einem Ab—

weichen von dieser Rechtsprechung besteht um so weniger

Veranlassung, da auch das Bundesarbeitsgericht (BAG) (Bdo

6, 247 : NJW 1958, 2155) und der Bundesgerichtshof (BGH)

in ständiger ‚Rechtsprechung (BGHZ1, 218; 5, 157; 31, ‘

551; 54, 77; 38, 333) die sehr eingeschränkte Anwendungs—
möglichkeit des @ 580 Nr() 7 b ZPO gebilligt haben, Dem-
nach sind weder das vertrauensärztliche Gutachten noch

der Arztbrief des Dr° H::z:.als Urkunden im Sinne des

@ 580 Nr° 7 b ZPO anzusehen und können daher auch keinen

Restitutionsgrund bilden°

Der Beklagte glaubt anscheinend, neben der Urkunde noch

einen weiteren Restitutionsgrund anführen zu können, wenn

er vorbringt, daß der Kläger "das für ihn günstige Urteil

...22...
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vom 30 September 1959 durch unzutreffende Angaben er—

schlichen hat", Er verkennt dabei, daß ein "Ers0h1eichen"

oder unzutreffende Angaben durch eine Partei nur dann zur

Zulässigkeit der Wiederaufnahme führen können, wenn der

Beteiligte deswegen strafrechtlich verurteilt worden ist

(Vgi„ @179 Abs, 2 see, so auch @580 Nr, 1 ZPO), Im vor—
liegenden Fall behauptet der Beklagte nicht einmal, daß

ein Strafverfahren eingeleitet werden ist, Der bloße Ver—

dacht einer strafbarcn Handlung reicht jedenfalls nach der

ausdrücklichen Vorschrift des Gesetzes (@ 179 Abs, 2 SGG)

für die Wiederaufnahme des Verfahrens nicht aus°

Nangels eines eestitutionsgrundes ist die Wiederaufnahme—

klage nicht statthaft; in diesem Falle ist sie als unzu—

lässig zu verworfen° Gemäß @ 589 ZPO hat das Gericht von
Amts wegen zu prüfen,_ob die Restitutionsklage an sich

statthaft und ob sie in der gehörigen Form und Frist

erhoben ist; mangelt es an einem dieser Erfordernisse,

'so ist die Klage als unzulässig zu verwerfen„ Mit der

Formulierung "an sich statthaft" knüpft diese Vorschrift

an @@579 und 580 ZPO ano Die letztgenannte Vorschrift be—

ginnt mit den Worten: "Die Restitutionsklage findet statt";

nachfolgend sind dann die einzelnen Restitutionsgründe

aufgeführt, Die gleichen Worte "findet statt" werden in der

ZPO bei den ordentlichen Rechtsmitteln der Berufung (@ 511),

Revision (@ 545) und Beschwerde (@ 567) gebraucht„ Die Zu—

lässigkeitsprüfung hat sich bei diesen Rechtsmitteln auch

darauf zu erstrecken, ob das Rechtsmittel "an sich statt-

haft" ist (vglo @@519 b, 554 a‚ 574 ZPO)ODieStatthaftig—
keit ist somit ein Unterfall der Zulässigkeit; diese hängt

sowohl davon ab; daß das Rechtsmittel an sich statthaft ist,

als auch davon, daß das Rechtsmittel form— und fristgerecht

eingelegt und, wenn vorgeschrieben, begründet ist (vglo

Rosenberg, @ 134 Anmo II; Baumbach/Lauterbach, ZPO, Grund—
züge vor % 5■■ nem, 2), Die Voraussetzungen für die %tatt“

haftigkeit eines Rechtsmittels sind von Amts wegen zu

prüfen (vglo Baumbach/Lauterbach, ZPO, 5 519 b Anm„ 1 A;
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Rosenberg @ 134 Anm° II 1; RG 159, 84), Bei der Besti—

tutionsklage handelt es sich zwar nicht um ein ordent—

liches Rechtsmittel im Sinne des 3, Buches der ZPO,

wohl aber um einen rechtsmittelähnlichen, außerordent—

lichen Rechtsbehelf zur Beseitigung der Rechtskraftwir—

kung von Urteilen (vglo RGZ 57, 235; 96, 52; 135, 123,
129), Rechtsdogmatisch ist kein Grund ersichtlich, warum

die Frage des Vorliegens der Statthaftigkeit, die in @@

579, 580 ZPO ihre besondere, für das Wiederaufnahmever—
fahren zugeschnittene Regelung gefunden hat, anders be—

urteilt und nicht in die Zulässigkeitsprufung mitein—

bezogen werden sollte, Schon der Wortlaut in @@580, 589

ZPO ("findet statt” — “an sich statthaft“) weist darauf
hin, daß es sich bei der Prüfung der Statthaftigkeit

der Restitutionsklage, ebenso wie bei der Prüfung der

.Statthaftigkeit der ordentlichen Rechtsmittel, um einen

Unterabschnitt der Zuläseigkeitsprüfung handelt, Auch

5 590 ZPO steht dieser Auffassung nicht entgegen° Wenn

in @ 590 Abs° 2 und 5 von Grund "und” Zulässigkeit der
Wiederaufnahme gesprochen wird, so wird damit nur auf

die besonderen Statthaftigkeitsgründe (@@ 579, 580 ZPO)

hingewiesen, wenngleich diese zur Zulässigkeit gehören°

Hätte der Gesetzgeber bei der Vorabentscheidung nach @

590 Abs, 2 Satz 1 ZPO nur die Zulässigkeit schlechthin

erwähnt, so hätte die Gefahr bestanden, daß darunter nur

die allgemeinen ZulässigkeitsvorauSsetzungen (Form, Frist)

verstanden werden, Tatsächlich soll aber die für das Wie—

deraufnahmeverfahren wesentliche Frage, ob überhaupt

ein Grund für die Nichtigkeit oder Restitution gegeben

ist, vorab entschieden werden können, bevor in die er—

neute Verhandlung über die Hauptsache eingetreten wird,

Im Gegensatz zu dieser Auffassung hat das RG in einer

Entscheidung (RGZ 75, 53), die später als grundlegend an—

gesehen und wiederholt zitiert werden ist, auf eine “vom

Gesetz gewollte dreifache Gliederung der auf erhobene

- 24 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 24 -

Nichtigkeits— oder Restitutionsklage zu erlassenden richter—

lichen Entscheidung" hingewiesen, Nach Ansicht des BG ist

zunächst über die Zulässigkeit der Klage zu befinden, Dazu

gehört — so RG — nur die Entscheidung über das Vorhandensein

ihrer prozessualen Voraussetzungen, also neben der Frage '

nach der Wahrung der Form und der Einhaltung der Fristen

die Entscheidung darüber, ob der Wiederaufnahmekläger einen

die Wiederaufnahme ”an sich“ rechtfertigenden Grund geltend

macht: "Das will sagen, ob seine EQP?BP$PPSL ihm sei ein

solcher Grund erwachsen, den Anforderungen der @@5799 580

ZPO entspricht, nicht dagegen auch, ob diese Behauptung

sachlich zutrifft"„ Nur wenn es an einem der angegebenen

prozcßrcchtlichcn Erfordernisse fehlt, ist die Klage nach

Ansicht des RG gemäß @ 589 ZPO als unzulässig zu verwerfenä

Sind dagegen die prozeßrechtlichen Anforderungen erfüllt,

so ist die Wiederaufnahmeklage zuzulassen, und es handelt

sich dann weiter um das Vorhandensein des Wiederaufnahme—

grundeso Wird der Wiederaufnahmegrund als sachlich unzu—

treffend befunden, so hat das Urteil nicht auf Verweriung,

sondern auf Zurückweisung der Wiederaufnahmeklage zu lauteno

Brweist sich dagegen der behauptete Wiederaufnahmegrund

als gegeben, so ist das Urteil des Vorprozesses im Umfange

der Wirksamkeit des Anfechtungsgrundes aufzuheben und neu

in der Sache zu entscheiden, Dieser Auffassung des BG über

die "vom Gesetz gewollte dreifache Gliederung" des Wieder-

aufnahmeverfahrens mit der Folge, daß im ersten Abschnitt

die Behauptung des Wiederaufnahmegrundes genügt, während im

zweiten Abschnitt — wenn der Wiederaufnahmegrund als unzu— ._
treffend befunden wird — die Wiederaufnahmeklage als unbe—

gründet abzuweisen ist, vermag der erkennende Senat nicht

zu folgen, Das RG hebt eingangs seiner Entscheidung (Bd, 75

SO 55) selbst hervor, daß der Wortlaut des Gesetzes "in

gewisser Weise“ für die Annahme spricht, daß die Frage, ob

der von dem Restitutionskläger genannte Restitutionsgrund

sachlich zutrifft, im Bereich der Entscheidung über die

Zulässigkeit der Wiederaufnahmeklage liegt, Für die von ihm

-25—x
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gleichwohl angenommene, aus 5 590 Abs„ 2 und 5 ZPO her—
geleitete “dreifache Gliederung" hat es eine eigentliche

Begründung nicht gegeben° Insbesöndere hat sich des BG

nicht mit der oben erörterten Frage auseinandergesetzt,

daß das Vorliegen des Statthaftigkeitsgrundes nicht

gleichbedeutend mit der Zulässigkeit der Restitutions—

klage ist, sondern daß es sich dabei nur um einen Teil—

aspekt der Zulässigkeit handelt° Für die Zulässigkeit
mü5sen darüber hinaus insbesondere die Fristbestimmungen

des @ 586 ZPO und die allgemeinen Zulässigkeitsvoraus— „

sctzungen geprüft werdeno Die — naheliegende — Parallele

zu den ordentlichen Rechtsmitteln9 bei denen die Zu—

lässigkeitsprüfung auch das Vorliegen der Statthaftig—

keit miteinschließt, hat das RG überhaupt nicht erörterto

Die 55 5899 590 ZPO enthalten überdies keine Regelung
über die zeitliche Reihenfolge der Prüfung von Statt—

haftigkeit und allgemeinen Zulässigkeitsvoraussetzungeno

Vielmehr schließt sich der Gesetzeswortlaut des @ 590 ZPO

— wie oben dargelegt — zwangloe an den vorhergehenden

@ 589 ZPO an, wonach das Gericht von Amts wegen zu prü—

fen hat9 ob die Klage “an sich statthaft" (Grund) und
ob sie in der gesetzlichen Form und Frist erhoben ist

(allgemeine Zulässigkeitsvoraussetzungen)„ Der 5 590 ZPO
besagt demnach nur, daß im Wiederaufnahmeverfahren über

Statthaftigkeit und sonstige Zulässigkeitsvoraussetzungen

vorab entschieden werden kann, in Ausnahme von dem all—

gemeinen Grundsatz° daß nach Möglichkeit der gesamte

Prozeßstoff in einer Verhandlung zu verhandeln und zu ent—

scheiden ist° Die Auffassung des BG führt dazu? daß die

im Gesetz gleichrangig nebeneinandergestellten Voraussetzun—

gen für eine Vorabentscheidung (”Grund und Zulässigkeit")

auseinandergerissen werden° Dafür besteht bei der Wieder—

_aufnahmeklage nach Gesetzeswortlaut und Sinn ebensowenig

_Anlaß wie sonst bei Rechtsmittelverfahreno Bei diesen?

vornehmlich bei der Rüge von Verfahrensmängeln (vglo ■ä

—-26—-
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150 Nro 2, 162 Abs° 1 Nr„ 2 SGG), deren Geltendmachung
gleichfalls zur Statthaftigkeit gehört, tritt ebenfalls

.die Frage auf9 ob die Verfahrensmängel nur behauptet zu
sein brauchen oder ob sie auch tatsächlich vorliegen müssen,

um die Statthaftigkeit zu rechtfertigeno Nach der ständigen_

Rechtsprechung des BSG (seit BSG 1‚ 150 = SozR see % 162

Nro 9; 50 auch BFH zu @ 115 Abs° 2 Nro 3 PGO in NJW 68‚

2264) ist die Statthaftigkeit nur gegeben‚ wenn der ge—
rügte wesentliche Mangel des Verfahrens tatsächlich vor—
liegtc Die bloße Behauptung eines solchen Mangels genügt

nicht, selbst wenn sie substantiiert aufgestellt wird„

Wenn aber zur Statthaftigkeit nicht die Behauptung eines

Grundes genügt, sondern dieser tatsächlich vorliegen muß?

dann ist es auch folgerichtig, daß beim Nichtvorliegen des

Grundes, also beim Nichtvorhandensein der Statthaftigkeit‚

das Rechtsmittel als unzulässig verworfen wird„ Mithin

bestätigt auch der Vergleich mit den ordentlichen Rechts—

mittelverfahren9 daß 5 589 Abs„ 1 Satz 2 ZPO? der bei ‘

Nichtstatthaftigkeit der Restitutionsklage deren Verwerfung

als unzulässig vorschreibt‚ voraussetzt, daß das Vorhanden—

sein des Restitutionsgrundes geprüft und verneint worden

ists

Gegen diese Auffassung des Senats können um so
weniger}-

Bedenken erhoben werden, als das RG, soweit ersichtlich9

in der Folgezeit nicht immer an der früheren Entscheidung

(Bdo75 so 53) festgehalten hat„ In Band135s„ 123‚ 129
hat das BG ausgesprochen? daß die Behauptung des Besti—

tutionsklägers über das Vorhandensein einer für ihn günsti—

gen Urkunde nicht genügt, sondern daß zur Statthaftigkeit

der Restitutionsklage auch die Beibringung dieser Urkunde

als prozeßrechtliches Erfordernis gehört° Auch der BGH

hat die vom RG vertretene Dreiteilung des Verfahrens nicht

immer streng eingehalteno In BGH Band 58 So 333 wird zwar

eine Restitutionsklage, bei der die beigebrachten Urkunden

für sich allein nicht ausreichten9 sondern nur in Verbindung
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mit weiteren Zeugenaussagen eine günstigere Entscheidung

erreicht werden konnte, als unbegründet abgewiesen (vgl°

auch OGHZ 3, 35: Grundsatz der Dreiteilung des Wieder—-
aufnahmeverfahrens)c Andererseits wird aber einer Ent—

scheidung vom 280 Juni 1951 (Lindenmaier/Möhring9 Nach—

schlagewerk des BGH, @ 580 Nr° 7 b ZPO‚ Entscheidung

Nro 4) der Leitsatz vorangestellt: "Wird die Wiederauf—

nahmeklage auf @ 580 Ziffer 7 b ZPO gestützt9 so kann

wegen der besonderen Gestaltung des Wiederaufnahmever—

fahrens die Frage, ob die Klage zulässig ist, ausnahms—

weise offen bleiben, wenn feststeht, daß das für die

Parteien im Ergebnis ganz ohne Bedeutung ist, und die

Klage abgewiesen wird‚ weil die Urkunde kein günstigeres

Ergebnis herbeigeführt haben würde”„ Mit Recht wird von
Lindenmaier/Möhring in der Anmerkung zu dieser Entschei—
dung hervorgehoben9 daß der BGH zwar die scharfe Trennung

der drei Stadien des Wiederaufnahmeverfahrens "wie sie

seit RGZ 759 55 in der Theorie eindeutig feststeht9 in

der Praxis aber immer wieder zu Schwierigkeiten führt"

bestätigt9 aber für den entsehiedenen Fall eine Ausnahme

zugelassen hat„ Nach Auffassung des erkennenden Senats

werden diese Schwierigkeiten vermieden, wenn die Prüfung

der Geeignetheit der Urkunde (Wiederaufnahmegrund) sofort
in die Zulässigkeitsprüfung miteinbezogen wirdo‘Alsdann

hätte die vom BGH entsehiedene Restitutionsklage (so

Lindenmaier/Möhring aaO) in jedem Falle als unzulässig

verworfen werden müssen9 ohne daß es der Bezugnahme auf

die "besondere Gestaltung des Wiederaufnahmeverfahrens"

bedurft hätteo In einer späteren Entscheidung vom 260 Mai

1965 (FRZ Bd„ 12, 1965, S0 427 = LM, @ 580 Ziffo 7 b ZPO,

Nr° 16) hat der BGHeine Restitutionsklage, die vomOber—
landesgericht als unbegründet abgewiesen war, als unzu—
lässig verworfen und zur Begründung ausgeführt, die Wie—

deraufnahme des Verfahrens nach 5 580 Ziffo 7 b ZPO könne
nicht auf Urkunden gestützt werden, die nur die Erklärung
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von solchen Zeugen oder Sachverständigen enthielten9 die

im Vorprozeß noch nicht zu dem sich aus der Urkunde er-

gebenden Beweisthema gehört worden seien und deren Be-

kundungen vermi■elsder Urkunde in den Rechtsstreit ein—

geführt werden sollten° Die Wiederaufnahmeklage könne

*daher nicht als zulässig angesehen werdena Der BGH hat

1 hier offenbar die Behauptung des Restitutionsklägers nicht

genügen lassen wollen? sondern die Geeignetheit und damit

den Inhalt der Urkunden unter der Frage der Statthaftigkeit

dann der Zulässigkeit im Sinne des 5 589 ZPO geprüft„

Der vom BGH zu beurteilende Fall unterschied sich somit

nicht wesentlich von dem hier vorliegenden Rechtsstreito
A—Eine echte Abweichung zu der Rechtsprechung des BGH liegt

daher nicht vor; einer Anrufung des Gemeinsamen Senats

(vgl„ 5 2 Abso 1 des Gesetzes zur Wahrung der Einheitlich—

keit der Rechtsprechung der obersten Gerichtshöfe des
Bundes vom 100 Juni 1968 — BGBl I Sc 661 —) bedurfte es
daher nicht()

In der Literatur wird die Auffassung des RG über die

Trennung des Wiederaufnahmeverfahrens in drei Stadien mit

der Folgerung, daß die Behauptung eines Restitutionsgrundes

für die Prüfung der Zulässigkeit genügt, uoao von Rosen—

berg (5 156 Anmo IV)‚ Stein—Jonas (Vorbemerkung vor @ 578

Anmo III)9 Baumbach/Lauterbach (ZPO, Übersicht vor @ 578

Anm() 3 A) und Sydow/Busch (@ 590 ZPO Anmo 6) geteilte
Wesentliche Bedenken gegen diese Auffassung werden jedoch

von Wieczorek (@ 578 Anmo B I und B II) geltend gemacht„

Mit Recht hebt Wieczorek — neben Erörterung der sonstigen,

gegen die Ansicht des RG sprechenden Gründe — hervor9 daß

vom Blickpunkt des dritten Abschnitts aus — wenn die beiden

ersten Abschnitte der Prüfung der Zulässigkeit der Wieder—

aufnahmeklage und ihrer "Begründetheit" erfolgreich durch—
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laufen sind — die beiden vorhergehenden Abschnitte Zu—

lässigkeitsbedingungen sind, weil an die erneute "Ver—

handlung zur Hauptsache” im Sinne des @ 590 ZPO erst

gegangen werden darf, wenn die Vorb0dingungen des ersten

und zweiten Absohnittes zu bejahen sind„ Dieser Auf—

fassung ist aus den oben ausführlich dargelegten Gründen

der Vorzug zu geben9 so daß die Restitutionsklage gemäß

@ 589 ZPO als unzulässig zu verwerfen were

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG°
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